
Regelung solange abzusehen ist, bis wirklich fundierte 
Untersuchungsergebnisse aus den verschiedenen Industrie­
zweigen und Herstellerbetrieben vorliegen. Kommt es zu 
einer gesetzlichen Regelung der Garantie, deren Haupt­
inhalt nach Stolz die freiwillige Übernahme einer zusätz­
lichen Verantwortlichkeit ist, so wäre diese so beweglich 
wie möglich zu gestalten.

Wichtiger als eine formelle gesetzliche Regelung des 
Inhalts der Garantie dürfte es sein, ökonomische und 
juristische Möglichkeiten zu finden, die die Betriebe zwin­
gen, von sich aus mit dem Mittel der Garantie dem Bürger 
im weiteren Umfang als bisher für die Güte ihrer Erzeug­
nisse einzustehen. Diese Frage wird vom Verfasser nur 
gestreift, und es ist bedauerlich, daß er sie nicht in seine 
Thematik einbezogen hat.

Der Verfasser setzt sich eingehend mit den Auffassungen 
von D o r n b e r g e r  und anderen über die Handels- und 
Werksgarantie auseinander. Es ist zu hoffen, daß durch ihn 
der leidenschaftlich, aber fruchtlos geführte Streit zugunsten 
der Werksgarantie entschieden ist.

Ausgehend von dem Gedanken, daß die Sicherung des 
Gebrauchswertes als ein Prinzip der sozialistischen Wirt­
schaft und als eine Grundlage für die Versorgung der Be­
völkerung mit technischen Erzeugnissen guter Qualität 
gewährleistet sein muß, untersucht Stolz die Mittel zur 
Sicherung und Steigerung der Qualität, die im Betrieb 
selbst bestehen. Der Verfasser legt dar, daß gesetzliche 
Bestimmungen erforderlich sind, die dem Bürger beim 
Kauf eines mangelhaften Erzeugnisses die Gleichwertigkeit 
von Leistung und Gegenleistung verbürgen. Hierbei erlangt 
das Prinzip der realen Erfüllung eine Bedeutung, die deut­
lich macht, daß die Gewährleistungsrechte schon wegen des 
fehlenden Reparaturanspruches nicht geeignet sind, den 
ökonomischen Bedürfnissen gerecht zu werden. Damit er­
scheint das Rechtsinstitut der Garantie neben dem der 
Gewährleistung als ein Ausdruck ökonomischer Notwendig­
keit.

Die Durchführbarkeit der obigen These wird an Hand der 
ökonomischen Bedingungen im Betrieb als Grundlage für 
die Übernahme und juristische Ausgestaltung der Garantie­
verpflichtung untersucht. Inbegriffen sind hier Gedanken 
zur Planung der Garantieleistung und zur Kostenermittlung 
als Grundlage für die Senkung des Aufwands für die 
Garantie sowie über ihre Finanzierung und ihre Auswir­
kungen auf die Preisbildung der Erzeugnisse.

Bei den Untersuchungen über den Inhalt der Garantie­
vereinbarungen, die sich an den Garantiescheinen der 
Praxis orientieren, geht Stolz von der Feststellung aus, daß 
bei dem Erwerb eines Erzeugnisses, für das der Hersteller 
Garantie übernommen hat, zwei unterschiedlich geregelte 
Schuldverhältnisse begründet werden, die sich aus dem 
Kaufvertrag sowie aus der Garantie zwischen dem Käufer 
und dem Hersteller ergeben. Dabei bemißt sich der Inhalt 
der Garantie nur nach dem Garantieschein und ist nur aus 
den für alle Schuldverhältnisse geltenden gesetzlichen Be­
stimmungen beschränkt. Hierbei ist die Bestimmung des 
§ 37 VG bedeutsam, aus der sich ergibt, daß ein volks­
eigener Betrieb nur eine Verantwortlichkeit für Handlungen 
übernehmen kann, die durch die Tätigkeit des Betriebes 
beeinflußbar sind. ,

Mit überzeugender Logik weist der Verfasser nach, daß 
die bisher von den meisten Autoren getroffene Unterschei­
dung, nach der sich der Tatbestand der Gewährleistung an 
das Vorhandensein des Mangels zur Zeit des Gefahrüber­
gangs und der Tatbestand der Garantie an das Vorhanden­
sein von Eigenschaften für einen Zeitraum nach dem 
Gefahrenübergang knüpft, unrichtig ist und ohne nähere 
Prüfung aus dem bürgerlichen Recht übernommen wurde. 
Eine solche Regelung hat sich aus den Bedürfnissen der 
kapitalistischen Wirtschaft entwickelt. Außerdem ist die 
obige Unterscheidung auch deshalb nicht brauchbar, weil

bei der Übergabe der Sache die Ursache für den aufgetre­
tenen Mangel vorhanden gewesen sein muß, selbst wenn 
er erst nach der Übergabe auftritt.

Bedeutsam sind die Auseinandersetzungen mit einer 
Reihe von Autoren, die den Versuch unternommen haben, 
die Regeln der Gewährleistung auf die Garantie anzuwen­
den, und ist die Feststellung, daß die Ausgestaltung der 
Garantie nicht ausschließlich im Hinblick auf die Begünsti­
gung des Käufers, sondern nach ihrer Bedeutung für die 
gesamte Volkswirtschaft betrachtet werden muß. Zur 
Garantiefrist schließt sich der Verfasser den Ausführungen 
S v i t a v k y s  an, nach denen die Garantiefrist so festgelegt 
werden sollte, daß „sie unter Berücksichtigung des Charak­
ters des Erzeugnisses und seiner Anwendung gemäß seiner 
Bestimmung bei dem genügenden Niveau der Technik zur 
Aufdeckung der Mängel genügt, auf die sich die Garantie 
bezieht“. |

Stolz behandelt des weiteren die Problematik des Beginns 
und der Begrenzung der Garantiefrist, insbesondere die 
sog. „Lagergarantie“ und die Fragen der Herausnahme von 
Teilen des Erzeugnisses aus der Garantie.

Eingehend befaßt sich der Autor mit den Rechten und 
Pflichten der Beteiligten bei Eintritt des Garantiefalles. 
Hierbei stellt er die Forderung auf, daß der Käufer ohne 
ein kompliziertes Verfahren und ohne die Verpflichtung zur 
kurzfristigen Anzeige die Garantieleistung verlangen kann. 
Von besonderer Bedeutung sind angesichts der Steigerung 
der Verbrauchsgüterproduktion und der damit anwachsen­
den Schwierigkeiten für die Schaffung genügender Repara­
turkapazitäten die Erörterungen über die technische Durch­
führung und Organisierung der Reparaturen, insbesondere 
die Ausführungen zur Bildung von Garantiediensten und 
Reparaturwerkstätten.

Obwohl in den Garantiescheinen Vereinbarungen über 
den Einfluß der Reparaturzeit auf die Garantiefrist und die 
Rechtsfolgen einer unvertretbar langen Reparaturdauer 
selten enthalten sind, hat gerade diese Frage wegen der 
angespannten Lage in der Durchführung der Reparaturen 
besondere praktische Bedeutung erlangt. Der Verfasser 
widmet ihr daher auch eingehende Betrachtungen und 
empfiehlt den Produktionsbetrieben, die Regelung des § 70 
Abs. 2 des Vertragsgesetzes zu übernehmen.

Zur Zeit geht nur bei der gesetzlichen Rechtsnachfolge 
der Garantieanspruch über. Stolz fordert daher, die Be­
stimmungen so auszugestalten, daß die Garantieansprüche 
auch bei der gewillkürten Rechtsnachfolge übergehen.

Ausgehend von der Kritik, daß in den meisten Garantie­
scheinen Bestimmungen über die Verjährung des Garantie­
anspruchs fehlen, fordert der Verfasser bei der Ausgestal­
tung der Garantiescheine eine Anlehnung an die Regelung 
der §§ 71 und 65 des Vertragsgesetzes, kommt aber im 
übrigen zu dem Ergebnis, daß die Verjährungsfrist nur 
nach dem mutmaßlichen Parteiwillen bestimmt werden 
könne. Dies hat zur bedenklichen Folge, daß fast aus­
schließlich mit Ablauf der Garantiefrist die Forderung auf 
Garantieleistung verjährt.

Abschließend ist zu sagen, daß die von gründlicher 
Wissenschaftlichkeit getragene Arbeit von Stolz für die 
Arbeiter und Wirtschaftsfunktionäre der Industrie, die Mit­
arbeiter des Handels und für die in der Praxis tätigen 
Juristen eine bedeutsame Hilfe bei ihrer Arbeit ist und 
wertvolle Ratschläge zur Lösung von Problemen, der Ga­
rantie zu geben vermag. Auch die Wissenschaftler erhalten 
Anregungen zur weiteren Forschungsarbeit. Es ist zu 
wünschen, daß von der Wissenschaft weitere Untersuchun­
gen vorgelegt werden, die, wie die Arbeit von Stolz, prak­
tische Probleme wissenschaftlich klären und damit Wissen­
schaft und Praxis gleichermaßen bereichern.

Dt. Richard O s t e r l a n d ,
Justitiar in der Staatlichen Plankommission

R e c h t s p r e c h u n g

Strafrecht
§§ 308, 309,310a StGB.

1. Zur bewußt fahrlässigen Herbeiführung eines Bran­
des in einem Stallgebäude. v

2. Zur vorsätzlichen Brandgefährdung durch Rauchen 
in Stallgebäuden.

BG Magdeburg, Urt. vom 1. Juli 1960 — III BS 6/60.
Die Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft Typ III 

in St. wurde im Jahre 1953 gegründet. Sie hat heute eine 
landwirtschaftliche Nutzfläche von 1057 ha und 173 Mit­
glieder.

Der 59jährige Angeklagte G. ist seit 1954 Mitglied der 
Genossenschaft. Seine Tätigkeit als Genossenschaftsbauer 
war vielseitig, und der Angeklagte war daran interessiert, 
daß es mit der Entwicklung der LPG voranging. Er war 
auch Angehöriger der freiwilligen Feuerwehr in St. und 
eine Zeitlang ihr Wehrleiter. Aus gesundheitlichen Grün­
den gab er diese Funktion auf. Ende März 1960 übernahm 
er im Objekt Schweinedorf der LPG 327 Mastschweine, die 
auf Schnellmast standen. Diese hatte er zuerst allein be­
treut. Als er das nicht mehr allein schaffte, wurde ihm 
der Angeklagte B. zugeteilt.

Der 36jährige Angeklagte B. ist ebenfalls seit 1954 Mit­
glied der LPG in St. In der Genossenschaft war er zu­
nächst als Gespannführer eingesetzt, bis er infolge Krank-
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